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BGH 2 StR 169/24 - Beschluss vom 28. August 2024 (LG Darmstadt)

Unterbringung in einer Entziehungsanstalt.

§ 64 StGB

Entscheidungstenor

1. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landgerichts Darmstadt vom 9. November 2023, soweit es
ihn betrifft, mit den zugehorigen Feststellungen aufgehoben, soweit die Anordnung der Unterbringung in einer
Entziehungsanstalt unterblieben ist.

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhandlung und Entscheidung, auch Uber die Kosten des
Rechtsmittels und die dem Nebenkldger im Revisionsverfahren entstandenen notwendigen Auslagen, an eine
andere Strafkammer des Landgerichts zurlickverwiesen.

2. Die weitergehende Revision wird verworfen.

Griinde

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen schweren Raubes in Tateinheit mit gefahrlicher Koérperverletzung sowie
wegen gefahrlicher Kérperverletzung in zwei weiteren Féllen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von finf Jahren verurteilt und
eine Einziehungsentscheidung getroffen. Von der Unterbringung des Angeklagten in einer Entziehungsanstalt hat es
abgesehen.

Die auf die Verletzung sachlichen Rechts gestiitzte Revision des Angeklagten hat in dem in der Beschlussformel
bezeichneten Umfang Erfolg; im Ubrigen ist sie unbegriindet.

1. Wahrend der Schuld- und Strafausspruch ebenso wie die Einziehungsentscheidung revisionsgerichtlicher Uberpriifung
standhalten, begegnet das Absehen von der Unterbringung des Angeklagten in einer Entziehungsanstalt (§ 64 StGB)
durchgreifenden rechtlichen Bedenken.

Nach den Feststellungen des Landgerichts neigt der Angeklagte seit Jahren zu einem tbermaRigen Alkoholkonsum und
nimmt Betdubungsmittel in Form von Kokain, Crack und Heroin zu sich. Im Zeitpunkt der Urteilsverkiindung war er
aufgrund des Erkenntnisses des Landgerichts Darmstadt vom 7. September 2021 im Maf3regelvollzug gemaR § 64 StGB
untergebracht und durchlief dort eine EntwShnungstherapie. Zu den hier der Beurteilung unterliegenden Tatzeitpunkten
am 1. Oktober 2021 (Fall 1 der Urteilsgrinde), 12. Juni 2022 (Fall 2 der Urteilsgriinde) sowie 13. Dezember 2022 (Fall 3
der Urteilsgriinde) war der Angeklagte jeweils nicht unerheblich alkoholisiert.

Das Landgericht hat - sachverstandig beraten - die Voraussetzungen einer Unterbringung des Angeklagten in einer
Entziehungsanstalt abgelehnt, weil bei diesem ,wohl kein Hang im Sinne des § 64 Satz 1 StGB bestehe“. Es sei zwar
eine Alkoholgewdhnung festzustellen, jedoch keine Alkoholabhéngigkeit. Mit dieser Begriindung kann das Vorliegen einer
Substanzkonsumstérung nicht tragfahig verneint werden. Im Hinblick auf die getroffenen Feststellungen zum langjéhrig
bestehenden Alkoholkonsum des Angeklagten und der bereits erfolgten MaRregelanordnung erscheint die Annahme eines
Hangs des Angeklagten, alkoholische Getrénke oder andere berauschende Mittel im Ubermaf zu sich zu nehmen, nicht
fernliegend.

Die weitere Begriindung des Landgerichts, mit der die Nichtanordung der Unterbringung des Angeklagten in einer
Entziehungsanstalt mafgeblich auf den derzeitigen Vollizug derselben Malregel in anderer Sache gestitzt wird, lasst
zudem besorgen, die Strafkammer habe verkannt, dass die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt bei Vorliegen der
Voraussetzungen grundséatzlich auch dann angeordnet werden soll, wenn die Malregel schon in einem friheren
Verfahren angeordnet worden ist, die in dem spateren Verfahren abgeurteilten Taten aber - wie hier - nach der friiheren
Verurteilung begangen worden sind (BGH, Beschluss vom 29. Mai 2024 - 3 StR 87/24, Rn. 9 mwN).

2. Uber die Anordnung der Unterbringung des Angeklagten in einer Entziehungsanstalt muss aus diesem Grund - unter
Hinzuziehung eines Sachverstdndigen (§ 246a StPO) - neu verhandelt und entschieden werden. Dabei wird die
Strafkammer auch in den Blick zu nehmen haben, ob die Anlasstaten Uberwiegend auf einen (mdglichen) Hang des
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Angeklagten zurtickgehen, also der Hang fiur das festgestelte Tatgeschehen ,mehr als andere Umsténde
ausschlaggebend” (vgl. BR-Drucks. 687/22, S. 79) war. Dass der Angeklagte nicht gefahrlich im Sinne des § 64 StGB ist
oder keine tatsachenbasierte konkrete Aussicht besteht, ihn durch die Behandlung in einer Entziehungsanstalt innerhalb
der Frist nach § 67d Absatz 1 Satz 1 oder 3 StGB zu heilen oder Uber eine erhebliche Zeit vor dem Rickfall in den Hang
zu bewahren, hat das Landgericht nicht festgestellt.

Der Nachholung einer Unterbringungsanordnung steht nicht entgegen, dass nur der Angeklagte Revision eingelegt hat.
Die Nichtanordnung des § 64 StGB hat der Angeklagte nicht von seinem Rechtsmittelangriff ausgenommen.

2/2



	Rechtsprechung (hrr-strafrecht.de)
	BGH 2 StR 169/24 - Beschluss vom 28. August 2024 (LG Darmstadt)
	Unterbringung in einer Entziehungsanstalt.   § 64 StGB
	Entscheidungstenor
	Gründe



